
Bekanntmachung 

über die neue Satzung der Jagdgenossenschaft Enniger-Westhusen 

 

Gemäß § 7 Abs. 2 Landesjagdgesetz NRW (LJG NRW) hat die Jagdgenossenschaft eine 

Satzung aufzustellen. Die Satzung und Änderungen der Satzung bedürfen der Genehmigung 

durch die Aufsichtsbehörde. Die Jagdgenossenschaft hat die genehmigte Satzung öffentlich 

auszulegen; sie hat die Genehmigung sowie Ort und Zeit der Auslegung ortsüblich 

bekanntzumachen. Mit der Bekanntmachung wird die Satzung rechtsverbindlich. 

 

Die am 19.05.2025 von der unteren Jagdbehörde der Stadt Hamm genehmigte Satzung der 

Jagdgenossenschaft „Enniger-Westhusen“ liegt in der Zeit vom 23.06.2025 – 07.07.2025 im 

Zimmer A0.058 des Technischen Rathauses, Gustav-Heinemann-Straße 10, 59065 Hamm, 

öffentlich aus.  

 

 

Hamm, 16.06.2025 

Gez. Brockenkemper  

Jagdvorsteher 

Jagdgenossenschaft Enniger-Westhusen-Heessen 

 

Veröffentlicht im Westfälischen Anzeiger am 21.06.2025 



Satzung für Jagdgenossenschaft für die Jagdgenossenschaft Enniger 
— Westhusen — Heessen 

Die Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks 
Enniger — Westhusen — Heessen hat am 11.03.2025 folgende Neufassung der Satzung 
beschlossen: 

§1 
Name und Sitz der Jagdgenossenschaft 

Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks Enniger — Westhusen - Heessen 
ist gemäß § 7 Absatz 1 des Landesjagdgesetzes eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie 
führt den Namen „Jagdgenossenschaft Enniger — Westhusen - Heessen" und hat ihren Sitz in 
Hamm - Heessen 

§2 
Gemeinschaftlicher Jagdbezirk 

(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst gemäß § 8 Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes 
mit Ausnahme der Eigenjagdbezirke alle Grundflächen der Stadt Hamm, Gemarkung 
Heessen, südlich der Bahntrasse Hamm-Heessen-Ahlen zuzüglich der von der zuständigen 
Jagdbehörde angegliederten und abzüglich der abgetrennten Grundflächen. 

(2) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk wird in der nördlichen Richtung begrenzt durch die 
Bahntrasse Hamm-Heessen-Ahlen und durch den Standortübungsplatz Ahlen der 
Bundeswehr. Nach Osten durch die alte Gemeindegrenze nach Ahlen und nach Süden und 
Westen durch die alten Gemeindegrenzen zu Werries und der alten Stadt Hamm 
(Gemeindegrenzen vor der Kommunalen Neugliederung ab Juli 1974). 

§3 
Gebiet der Jagdgenossenschaft 

Das Gebiet der Jagdgenossenschaft umfasst die jagdlich nutzbaren Grundflächen des 
gemeinschaftlichen Jagdbezirks, deren Eigentümerinnen und Eigentümer der 
Jagdgenossenschaft als Mitglieder angehören. 

§4 
Mitglieder der Jagdgenossenschaft 

(1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossinnen und Jagdgenossen) sind die 
Eigentümerinnen und Eigentümer der Grundflächen, die das Gebiet der Jagdgenossenschaft 
bilden. Eigentümerinnen und Eigentümer von Grundflächen des gemeinschaftlichen 
Jagdbezirks, auf denen die Jagd ruht oder aus anderen Gründen nicht ausgeübt werden darf, 
gehören gemäß § 9 Absatz 1 des Bundesjagdgesetzes insoweit der Jagdgenossenschaft nicht 
an. 

(2) Die Jagdgenossenschaft führt ein Jagdkataster, in dem die Eigentümerinnen und 
Eigentümer der zum Gebiet der Jagdgenossenschaft gehörenden Grundflächen und deren 
Größen ausgewiesen werden. Das Jagdkataster ist fortzuführen. Durch Eigentumswechsel 
eingetretene Änderungen, hat die Erwerberin oder der Erwerber dem Jagdvorstand 
nachzuweisen. Die Jagdgenossenschaft ist, soweit es zur Erfüllung der ihr gesetzlich 
zugedachten Aufgaben erforderlich ist, zur Datenverarbeitung von personenbezogenen Daten 
der Mitglieder und sonstiger Dritter berechtigt. Dies gilt insbesondere für personenbezogene 
Daten der Jagdgenossinnen und Jagdgenossen, Jagdausübungsberechtigten, Jagdgäste sowie 
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b) zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer und deren Stellvertretung; 
c) eine Schriftführerin oder einen Schriftführer und eine Stellvertretung; 
d) eine Kassenführerin oder einen Kassenführer und eine Stellvertretung; 
e) zwei Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer und deren Stellvertretung. 

(2) Die Genossenschaftsversammlung beschließt weiterhin über 
a) den Haushaltsplan; 
b) die Entlastung des Vorstandes und der Kassenführerin oder des Kassenführers; 
c) die Antragstellung zur Abrundung, Zusammenlegung und Teilung des gemeinschaftlichen 
Jagdbezirks; 
d) die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagdbezirks; 
e) das Verfahren und die Bedingungen für den Abschluss von Jagdpachtverträgen; 
f) die Erteilung des Zuschlags bei der Jagdverpachtung; 
g) die Änderung und Verlängerung laufender Jagdpachtverträge; 
h) die Zustimmung zur Weiter- und Unterverpachtung des gemeinschaftlichen Jagdbezirks 
und zur Erteilung von entgeltlichen Jagderlaubnisscheinen; 
i) den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages aus der Jagdnutzung; 
j) die Bildung von Rücklagen und deren Verwendung; 
k) die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haushaltsplans; 
1) die Beanstandung von Beschlüssen durch den Jagdvorstand; 
m) die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des Jagdvorstandes gemäß § 12 Absatz 
5 dieser Satzung; 
n) die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen  Mr  die Mitglieder des Jagdvorstandes, die 
Schriftführerin oder den Schriftführer, die Kassenführerin oder den Kassenführer und die 
Rechnungsprüfer; 
o) den Abschluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung für die Jagdgenossenschaft 
und ihre Funktionsträger; 
p) die Wahl oder Beauftragung einer Datenschutzbeauftragten oder eines 
Datenschutzbeauftragten. Sie oder er darf weder Jagdvorsteherin oder Jagdvorsteher, 
Beisitzerin oder Beisitzer noch eine mit der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
tatsächlich beschäftigte Person innerhalb dieser Jagdgenossenschaft sein. 

(3) Regelungen im Sinn des Absatzes 2 Buchstaben c, d, e, f, g, h, i, o und p können im 
Einzelfall durch Beschluss auf den Jagdvorstand übertragen werden. 

(4) Die Genossenschaftsversammlung kann den Jagdvorstand ermächtigen, die 
Führung der Kassengeschäfte vertraglich einer Geschäftsführerin oder einem 
Geschäftsführer, die oder der gleichzeitig Schriftführerin oder Schriftführer sein 
kann, zu übertragen. 

Mit der Wirksamkeit des Vertrages entfällt die Wahl einer Kassenführerin oder eines 
Kassenführers und der Stellvertretung. Die Aufgaben einer bereits gewählten Kassenführerin 
oder eines bereits gewählten Kassenführers und der Stellvertretung entfallen mit der 
Übertragung. 

(5) Die Rechnungsprüfung kann auf Grund eines Beschlusses der 
Genossenschaftsversammlung 
— dem Rechnungsprüfungsamt der Stadt Hamm 
— einem zugelassenen Wirtschaftsprüfungsunternehmen 
übertragen werden. In diesem Fall entfällt die Wahl der Rechnungsprüferin oder des 
Rechnungsprüfers und der Stellvertretung. Die Aufgaben bereits gewählter 
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Jagdgenossenschaft vertreten müssen, zu einzelnen Tagesordnungspunkten eine schriftliche 
Abstimmung beschließen. Das gilt nicht fiir Beschlüsse über die Verwendung des Reinertrags 
der Jagdnutzung nach § 10 Absatz 3 des Bundesjagdgesetzes. Über die Einzelheiten der 
schriftlichen Abstimmung ist von den Mitgliedern des Jagdvorstandes und den Stimmzählem 
Verschwiegenheit zu wahren. Die Unterlagen sind vom Jagdvorstand mindestens ein Jahr 
lang, im Fall der Beanstandung oder Anfechtung des Beschlusses für die Dauer des 
Verfahrens, aufzubewahren. 

(3) Jede Jagdgenossin und jeder Jagdgenosse hat eine Stimme. Miteigentümer und 
Gesamthandseigentümer eines zum Gebiet der Jagdgenossenschaft gehörenden Grundstücks 
können ihr Stimmrecht nur einheitlich ausüben. Sie haben dem Jagdvorstand schriftlich eine 
bevollmächtigte Person zu benennen. 

(4) Eine bevollmächtigte Vertreterin oder ein bevollmächtigter Vertreter darf höchstens eine 
Jagdgenossin oder einen Jagdgenossen vertreten. Die von einer Bevollmächtigten oder einem 
Bevollmächtigten vertretene Grundfläche darf, einschließlich deren eigener Grundfläche, 
ein Drittel der Gesamtfläche des Gebiets der Jagdgenossenschaft nicht überschreiten. 

(5) Eine Jagdgenossin oder ein Jagdgenosse oder eine Bevollmächtigte oder ein 
Bevollmächtigter ist von der Mitwirkung an der Abstimmung entsprechend § 34 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ausgeschlossen, kann sich nicht vertreten lassen und auch keinen 
anderen vertreten, wenn sich die Beschlussfassung auf den Abschluss eines Rechtsgeschäfts 
oder auf einen Rechtsstreit zwischen der Jagdgenossenschaft und ihr oder ihm selbst bezieht. 
Das Mitwirkungsverbot gilt jedoch  fir  den Fall nicht, dass eine Jagdgenossin oder ein 
Jagdgenosse, die oder der die Ausübung der Jagd von der Jagdgenossenschaft pachten möchte, 
selbst an der Abstimmung über die Vergabe der Jagdpacht und über die Verlängerung eines 
Jagdpachtvertrags teilnimmt oder eine Stellvertretung hierzu bevollmächtigt (§ 7 Absatz 7 des 
Landesjagdgesetzes). Als Vorstandsmitglied darf eine Jagdgenossin oder ein Jagdgenosse 
nicht an Verträgen mit sich selbst mitwirken. 

(6) Über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus ihr 
muss auch hervorgehen, wie viele Jagdgenossinnen oder Jagdgenossen anwesend waren und 
welche Grundfläche von ihnen vertreten wurde. Die Niederschrift ist von der Jagdvorsteherin 
oder dem Jagdvorsteher sowie von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu 
unterzeichnen und bei der nächsten Genossenschaftsversammlung zur Billigung vorzulegen. 
Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft 
zu unterrichten. Vorstehende Bestimmungen gelten auch für die Beschlussfassung über 
Wahlen. 

§ 11 
Vorstand der Jagdgenossenschaft 

(1) Der Jagdvorstand besteht gemäß § 7 Absatz 5 des Landesjagdgesetzes aus der 
Jagdvorsteherin oder dem Jagdvorsteher und zwei Beisitzerinnen oder Beisitzern. Die 
Mitglieder des Jagdvorstandes werden im Fall der Verhinderung durch ihre Stellvertretung 
vertreten. 

(2) Wählbar für den Jagdvorstand ist jede volljährige und geschäftsfähige Person. 

(3) Der Jagdvorstand wird  fir  eine Amtszeit von vier Geschäftsjahren gewählt. Die Amtszeit 
beginnt mit dem auf die Wahl folgenden Geschäftsjahr, es sei denn, dass zum Zeitpunkt der 
Wahl kein gewählter Jagdvorstand vorhanden ist. In diesem Fall beginnt sie mit der Wahl und 
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oder Verschwägerten bis zum zweiten Grade oder einer von ihr oder ihm kraft Gesetzes 
oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann. 

(4) In Angelegenheiten, die an sich der Beschlussfassung durch die 
Genossenschaftsversammlung unterliegen, entscheidet der Jagdvorstand, falls die Erledigung 
keinen Aufschub duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Jagdvorsteherin oder der 
Jagdvorsteher zusammen mit einer Beisitzerin oder einem Beisitzer entscheiden. 

(5) Zu Entscheidungen gemäß Absatz 4 hat die Jagdvorsteherin oder der Jagdvorsteher 
unverzüglich die Zustimmung der Genossenschaftsversammlung einzuholen. Diese kann die 
Dringlichkeitsentscheidung aufheben, soweit nicht schon Rechte Dritter entstanden sind. 
Soweit zulässig, sollen Dringlichkeitserklärungen nur unter dem Vorbehalt der noch 
einzuholenden Zustimmung der Genossenschaftsversammlung abgegeben werden. 

(6) Solange die Jagdgenossenschaft keinen vollständigen Jagdvorstand gewählt hat, werden 
die Geschäfte des Jagdvorstandes nach Maßgabe des § 9 Absatz 2 des Bundesjagdgesetzes in 
Verbindung mit § 7 Absatz 7 des Landesjagdgesetzes vom Rat der Stadt Hamm 
wahrgenommen. Die Kosten der vorübergehenden Geschäftsführung trägt die 
Jagdgenossenschaft. 

(7) Die Mitglieder des Jagdvorstandes sind ehrenamtlich tätig. Die Jagdgenossenschaft kann 
beschließen, den Jagdvorstandsmitgliedern sowie weiteren gewählten Funktionsträgern einen 
angemessenen Aufwendungsersatz auch in pauschalierter Form zu gewähren. 

§ 13 
Sitzungen des Jagdvorstandes 

(l) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung der Jagdvorsteherin oder des Jagdvorstehers nach 
Bedarf, mindestens aber einmal jährlich zusammen. Er muss einberufen werden, wenn ein 
Mitglied des Jagdvorstandes dies schriftlich beantragt. 

(2) Der Jagdvorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend oder vertreten 
sind. Der Jagdvorstand entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

(3) Die stellvertretenden Mitglieder können an den Sitzungen des Jagdvorstandes beratend 
teilnehmen. Sie sind zu den Sitzungen einzuladen. 

(4) Die Sitzungen des Jagdvorstandes sind nicht öffentlich. Die Schriftführerin oder der 
Schriftführer sowie die Kassenführerin oder der Kassenführer sollen an den Sitzungen 
teilnehmen. Sie sind zu den Sitzungen einzuladen. Im Einzelfall kann die Jagdvorsteherin 
oder der Jagdvorsteher sonstige Dritte zur Jagdvorstandssitzung einladen, wenn dies zur 
Aufgabenwahrnehmung zweckdienlich ist. 

(5) Der Jagdvorstand kann Beschlüsse der Jagdgenossenschaft, die das geltende Recht 
verletzen, innerhalb einer Woche beanstanden. Ist ein Beschluss beanstandet worden, so ist 
innerhalb eines Monats nach der Beanstandung eine Genossenschaftsversammlung 
durchzuführen. 

(6) Über die Beschlüsse des Jagdvorstandes ist eine Niederschrift zu fertigen und von den 
Teilnehmern der Sitzung zu unterzeichnen. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats 
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und nach der im Haushaltsplan vorgegebenen Gliederung wird von der Kassenführerin 
oder dem Kassenführer ein Kassenbuch geführt. Das Kassenbuch kann in Papierform oder 
digital unter Einhaltung der Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form 
sowie zum Datenzugriff geführt werden. Alle Buchungen sind zu belegen. Die Belege 
sind nach Geschäftsjahr und Buchungsstelle getrennt zu ordnen. Das Kassenbuch dient 
zusammen mit den entsprechenden Belegen als Rechnungslegungsbuch. Diese Unterlagen 
sind mindestens zehn Jahre sicher in Papierform oder digital aufzubewahren. 

c) Die Kassenführerin oder der Kassenführer hat dafür zu sorgen, dass die Einnahmen der 
Jagdgenossenschaft rechtzeitig eingehen und die Ausgaben ordnungsgemäß geleistet 
werden. Außenstände sind durch sie oder ihn anzumahnen und nach ergebnislosem 
Ablauf der hierfür gesetzten Zahlungsfrist der Jagdvorsteherin oder dem Jagdvorsteher 
zur zwangsweisen Beitreibung zu melden. 

d) Der Barbestand der Kasse ist möglichst gering zu halten. Entbehrliche Barbestände sind 
unverzüglich bei einem Kreditinstitut mündelsicher und verzinslich anzulegen. 

e) Kassenfehlbeträge sind von der Kassenführerin oder dem Kassenführer zu ersetzen. Dies 
gilt nicht, wenn ein Fremdverschulden offensichtlich ist und die Kassenführerin oder der 
Kassenführer ihrer oder seiner Sorgfaltspflicht entsprochen hat. Der Ersatz ist im 
Kassenbuch festzuhalten. Kassenüberschüsse sind als „sonstige Einnahmen" zu buchen. 

(3) Kassenführerin oder Kassenführer sowie deren Stellvertretung kann nicht sein, wer zur 
Unterschrift von Annahme- und Auszahlungsanordnungen befugt ist. 

(4) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie nicht zur Erfüllung der Aufgaben 
der Genossenschaft oder nach Maßgabe des Haushaltsplans zur Bildung von Rücklagen oder zu 
anderen Zwecken zu verwenden sind, an die Mitglieder auszuschütten. Sie sind bis zu ihrer 
Verwendung nach Möglichkeit verzinslich anzulegen. Die Bildung einer dem Risiko 
angemessenen Rücklage soll insbesondere dann erfolgen, wenn die Jagdgenossenschaft den 
Wildschadensersatz nicht vollständig auf die Jagdpächterin oder den Jagdpächter übertragen 
hat oder ein Rechtsstreit droht. Solange Beschlüsse über die Rücklagenbildung nicht 
ausnahmsweise ausdrücklich als Beschluss über die anderweitige Verwendung in der 
Beschlussfassung bezeichnet werden, stellt die Beschlussfassung zur Rücklagenbildung keinen 
Beschluss über die anderweitige Verwendung dar. Die Beschlussfassung zur Rücklagenbildung 
ist auch von den Jagdgenossinnen und Jagdgenossen zu beachten, die ihren Jagdgeldanspruch 
ungekürzt gemäß § 10 Absatz 3 des Bundesjagdgesetzes geltend machen wollen. Die 
Rücklagenhöhe hat sich am abzusichernden Risiko nebst etwaigem Sicherheitszuschlag zu 
orientieren. Im Übrigen verbleibt es bei dem Anspruch der Jagdgenossen auf ungekürzte 
Auszahlung des Jagdgeldanspruchs gemäß § 10 Absatz 3 des Bundesjagdgesetzes, wenn in 
einem Beschluss auf anderweitige Verwendung nicht zugestimmt wurde. 

(5) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft dürfen Umlagen nur erhoben werden, wenn 
und soweit dies zum Ausgleich des Haushaltsplans unabweisbar notwendig ist. 

§ 16 
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft 

(1) Die Satzung und Änderungen der Satzung sind mit der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde für die Dauer von zwei Wochen öffentlich auszulegen. Die Genehmigung 
sowie Ort und Zeit der Auslegung sind durch Veröffentlichung im Westfälischen Anzeiger 
bekannt zu machen. 

(2) Sonstige Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft, insbesondere der Einladung zur 
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Genehmigungsverfügung 

Die vorstehende Satzung der Jagdgenossenschaft Enniger )Westhusen — Heessen vom 
11.03.2025 wird von mir gemäß § 7 Absatz 2 des Lande jgd esetzes genehmigt. 

21. 	 A-  /1  
(Ort/Datum) 	 (Die Landrätin/Der  Lan  t/Bürgermeisterin/Bürgermeister des 
4(TLisc3/der Stadt  ...../20/37.0.-.) 

Bekanntm achungsanordnung 
Die vorstehende Genehmigung wird gemäß § 7 Absatz 2 des Landesjagdgesetzes in 
Verbindung mit § 16 Absatz 1 der Satzung von 11.03.2025 öffentlich bekannt gemacht. 
Die genehmigte Satzung liegt in der Zeit vom 	bis 	 öffentlich aus. 

I}«exvr. 	J 2 
(Ort/Datum) 

Der Jagdvorstand: 

fifr-r-4  
(Vorsitzende/Vorsitzender) (Beisitzerin/Beisitzer) (Beisitzerin/Beisitzer)  
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